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§ 26
Der Anspruch des Verbandes auf Entschädigung 

wegen unbefugter Benutzung des Verbandszeichens 
(§ 29) umfaßt auch den Schaden, der einem Mitglied 
erwächst.

§ 27
Die Vorschriften über Verbandszeichen gelten für 

Zeichen, deren Anmelder bzw. Inhaber ihren Sitz nicht 
in der Deutschen Demokratischen Republik haben nur 
dann, wenn die Gegenseitigkeit verbürgt ist.

10. Verletzungen
§ 28

Wer gegen die nach §§ 1 bis 3 obliegende Kenn­
zeichnungspflicht vorsätzlich oder fahrlässig verstößt, 
wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu sechs 
Monaten bestraft, sofern nicht nach anderen Bestim­
mungen eine höhere Strafe verwirkt ist.

§ 29
(1) Wer im geschäftlichen Verkehr Waren oder ihre 

Verpackung oder Umhüllung oder Ankündigungen, 
Preislisten, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnun­
gen od. dgl. mit dem Namen oder der Firma eines 
anderen oder mit einem nach diesem Gesetz geschützten 
Warenzeichen widerrechtlich versieht, oder wer derart 
widerrechtlich gekennzeichnete Waren in Verkehr bringt 
oder feilhält, kann von dem Verletzten auf Unterlassung 
ir Anspruch genommen werden.

(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig vor­
genommen hat, ist dem Verletzten zum Ersatz des 
daraus entstandenen Schadens verpflichtet.

(3) Ist die Handlung vorsätzlich begangen worden, so 
wird der Täter mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis 
zu sechs Monaten bestraft.

§ 30
(1) Wer im geschäftlichen Verkehr Waren oder ihre 

Verpackung oder Umhüllung oder Ankündigungen, 
Preislisten, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnun­
gen od. dgl. widerrechtlich mit einer Ausstattung ver­
sieht, die innerhalb beteiligter Verkehrskreise als Kenn­
zeichen gleicher oder gleichartiger Waren eines anderen 
gilt oder wer derart widerrechtlich gekennzeichnete 
Waren in Verkehr bringt oder feilhält, kann von dem 
anderen auf Unterlassung in Anspruch genommen 
werden.

(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig vor­
genommen hat, ist dem anderen zum Ersatz des darauf 
entstandenen Schadens verpflichtet.

(3) Ist die Handlung vorsätzlich begangen worden, 
so wird der Täter mit Geldstrafe oder mit Gefängnis 
bis zu sechs Monaten bestraft. §

§ 31
(1) Wer im geschäftlichen Verkehr vorsätzlich oder 

fahrlässig Waren oder ihre Verpackung oder Umhüllung 
mit einer falschen Angabe über den Ursprung, die Be­
schaffenheit oder den Wert der Waren versieht, die 
geeignet ist, einen Irrtum zu erregen oder wer vor­
sätzlich die so bezeiehneten Waren in Verkehr bringt 
oder feilhält oder die irreführende Angabe auf An­
kündigungen, Geschäftspapieren od. dgl. anbringt, 
wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu sechs 
Monaten bestraft, soweit er nicht nach anderen Be­
stimmungen eine schwerere Strafe verwirkt hat.

(2) Als falsche Angaben über den Ursprung im Sinne 
der vorstehenden Vorschrift sind Bezeichnungen nicht 
anzusehen, die zwar einen geographischen Namen ent­
halten oder von ihm abgeleitet sind, in Verbindung mit 
der Ware jedoch ihre ursprüngliche Bedeutung ver­
loren haben und im geschäftlichen Verkehr ausschließ­
lich als Warenname oder Beschaffenheitsangabe dienen.

§ 32
Wer unbefugt die im § 7 Abs. 1 Ziff. 3 bezeichneten 

amtlichen Prüf-, Güte- oder Gewährzeichen zur Be­
zeichnung von Waren benutzt, wird mit Geldstrafe oder 
mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft, soweit er 
nicht nach anderen Bestimmungen eine schwerere 
Strafe verwirkt hat.

§ 33
(1) Bei einer Verurteilung auf Grund der §§ 29 bis 32 

bestimmt das Gericht, daß die widerrechtliche Kenn­
zeichnung der im Besitz des Verurteilten befindlichen 
Gegenstände beseitigt oder wenn dies nicht möglich 
ist, die Gegenstände nur so verwendet werden dürfen, 
daß sie nicht in den Handelsverkehr gelangen können.

(2) Bei einer Verurteilung auf Grund der §§ 29 und 30 
ist dem Verletzten die Befugnis zuzusprechen, die Ver­
urteilung auf Kosten des Verurteilten öffentlich be­
kanntzumachen, wenn er ein berechtigtes Interesse 
daran dartut. Umfang und Art der Bekanntmachung 
werden im Urteil bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn 
die Entscheidung nicht binnen drei Monaten nach Ein­
tritt der Rechtskraft bekanntgemacht wird.

§ 34
(1) Waren, die widerrechtlich mit einer Betriebs- und 

Ortsbezeichnung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik oder mit einer auf Grund dieses Gesetzes ge­
schützten Warenbezeichnung versehen sind, müssen bei 
ihrem Eingang in das Gebiet der Deutschen Demo­
kratischen Republik zur Einfuhr oder Durchfuhr auf 
Antrag des Verletzten gegen Sicherheitsleistung be­
schlagnahmt und eingezogen werden. Der Antrag des 
Verletzten ist an das Amt für Zoll und Kontrolle des 
Warenverkehrs zu richten und zu begründen. Die Be­
schlagnahme wird auf Anordnung des Amtes für Zoll 
und Kontrolle des Warenverkehrs an den Übergangs­
punkten durchgeführt Die Einziehung erfolgt durch das 
Amt für Zoll und Kontrolle des Warenverkehrs.

(2) Gegen die Entscheidung, welche die Beschlag­
nahme bzw. Einziehung anordnet, kann innerhalb von 
zwei Monaten nach Zugang beim Amt für Zoll und Kon­
trolle des Warenverkehrs Beschwerde erhoben werden.

§ 35
Die Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes 

wird weder durch Verschiedenheit der Zeichenform 
(Bild- und Wortzeichen) noch sonstige Abweichungen 
ausgeschlossen, mit denen Zeichen, Wappen, Namen, 
Firmen und andere Kennzeichnungen von Waren 
wiedergegeben werden, sofern trotz dieser Abweichun­
gen die Gefahr einer Verwechslung im Verkehr besteht

11. Warenzeichen-Streitsachen
§ 36

(1) Für alle Klagen, durch die ein Anspruch aus 
einem der in diesem Gesetz geregelten Rechtsverhält­
nisse geltend gemacht wird (Warenzeichen-Streitsachen), 
sind die Gerichte nach den Bestimmungen des Gesetzes

ft


